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I. EINFÜHRUNG 

1. Problemstellung und Vorgehensweise 

Die traditionelle finanzielle Rechnungslegung staatlicher Gebiets-
körperschaften sowohl in der Bundesrepublik Deutschland als auch in 
vergleichbaren westlichen Industrieländern dient primär oder aus-
schließlich der parlamentarischen Budgetkontrolle. Um dem Parlament 
eine wirksame Kontrollmöglichkeit zu bieten, entspricht die Rech-
nungslegung in Aufbau und Gliederung dem Haushaltsplan. Dadurch 
erfährt sie in der Regel eine Begrenzung ihres Informationsgehalts in 
der Form, daß sie sich lediglich auf den detaillierten Nachweis zah-
lungswirksamer Transaktionen (Gegenüberstellung von Plan- und Ist-
Zahlungen) des Geltungsbereichs des Haushaltsplans (Ausgrenzung 
zahlreicher verselbständigter Einheiten aus der Rechnungslegung) be-
schränkt. 

Aufgrund des begrenzten Informationsgehalts der traditionellen 
staatlichen Rechnungslegung ist das staatliche Rechnungswesen in den 
80er Jahren - national wie international - verstärkt in den Blickpunkt 
der wissenschaftlichen Diskussion gerückt. Kennzeichnend für die neue-
ren Entwicklungen des öffentlichen Rechnungswesens und als Teil da-
von der öffentlichen Rechnungslegung sind insbesondere folgende Sach-
verhalte: 

Vorschläge zur Änderung des traditionellen staatlichen Rech-
nungswesens fußen u.a. auf der Erkenntnis, daß staatliche fman-
zielle Rechnungslegung nicht nur der Budgetkontrolle zu dienen 
hat, sondern darüber hinaus auch die Entscheidungs- und Steue-
rungsfunktion von Parlament und Regierung zu unterstützen und 
den Informationsinteressen der Öffentlichkeit zu entsprechen hat. 
Diese Erkenntnis ist das Ergebnis zahlreicher empirisch und theo-
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retisch orientierter Untersuchungen zu den Adressaten staatlicher 
Rechnungslegung und ihres Informationsbedarfs.1 

Aus den über die traditionelle Funktion der Budgetkontrolle hin-
ausgehenden Zwecksetzungen der externen staatlichen Rech-
nungslegung wird das Erfordernis abgeleitet, daß eine Neugestal-
tung der staatlichen Rechnungslegung das Informationsziel verfol-
gen muß, ein möglichst objektives und den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der fmanziellen Situation zu vermitteln. 
Dies bedeutet, daß die staatliche Rechnungslegung neben den zur 
parlamentarischen Kontrolle notwendigen Informationen auch die 
aufgrund von Entscheidungen in Gegenwart und Vergangenheit zu 
erwartenden künftigen fmanziellen Belastungen offenlegen soll, ge-
nerell also die Informationen liefern soll, die zur Beurteilung der 
künftigen fmanziellen Leistungsfähigkeit eines Gemeinwesens und 
der EffIzienz des Verwaltungshandelns notwendig sind. Der ver-
mittelte Einblick in die fmanzielle Lage soll den Akteuren in Politik 
und Verwaltung eine bessere Steuerung der fmanziellen Ressour-
cen ermöglichen. Darüber hinaus sollen damit - dem Demokratie-
prinzip (Art. 20 GG) Rechnung tragend - auch die Informations-
interessen derjenigen Personen und Institutionen befriedigt wer-
den, die dem Staat fmanzielle Mittel in Form von Steuern für die 
Erfüllung seiner Aufgaben zur Verfügung stellen. 

Von wissenschaftlicher Seite wird als ein hinsichtlich des staatlichen 
Finanzgebarens für Parlament und Öffentlichkeit, aber auch hin-
sichtlich der Steuerung des Verwaltungshandelns für die Verwal-
tungsführung selbst, informativeres staatliches Rechnungswesen 
- mindestens als theoretisches Konzept - in der Regel ein dem 
kaufmännischen Rechnungswesen ähnliches externes Rechnungs-
wesen empfohlen.2 

1 Vgl. l.B. Anthony (1978), Holder (1980), GAO (1980), ClCA (1980, 1981 und 

1985), Office of the Auditor General of Canada/U.S. General Accounting Office 

(1986), Jones u.a. (1985). 

2 Vgl. Lüder (1991d), S. 17. 
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Durch die wachsende Einsicht in die Notwendigkeit einer konzeptio-
nellen Neuorientierung des staatlichen Rechnungswesens sind in einigen 
westlichen Industrieländern im letzten Jahrzehnt die Ergebnisse der wis-
senschaftlichen Diskussion in die staatliche Rechnungswesen- und 
Rechnungslegungspraxis umgesetzt worden (so z.B. in den USA, in Ka-
nada, Österreich, Dänemark, Schweden und in den schweizerischen 
Kantonen). Die verstärkten internationalen Initiativen fanden allerdings 
bislang in der staatlichen Rechnungswesenpraxis der Bundesrepublik 
Deutschland keine Entsprechung. Dies war Anlaß für eine Pilotstudie, 
die dem Versuch galt, neue Inhalte und Formen staatlicher Rechnungs-
legung am Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen zu illustrieren und 
auf dieser Grundlage die Implementationsmöglichkeiten für eine neuge-
staltete Rechnungslegung in der Bundesrepublik Deutschland zu testen. 
Ergebnis dieser Pilotstudie war ein auf das Rechnungsjahr 1990 bezoge-
ner, in Kooperation mit dem Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen 
erarbeiteter, finanzieller Jahresbericht für das Land Nordrhein-Westfa-
len, der im Frühjahr 1992 etwa zeitgleich mit der traditionellen Landes-
haushaltsrechnung 1990 veröffentlicht wurde. Dieser Prototyp der Rech-
nungslegung ist nicht ohne Beispiel. Anhaltspunkte für seine Gestaltung 
lieferte insbesondere der gemeinsam vom U.S. General Accounting Of-
fice und dem Office of the Auditor General of Canada im Jahre 1986 
entwickelte Prototyp der Rechnungslegung für den U.S. amerikanischen 
und kanadischen Bund3, der vom V.S. Department of the Treasury seit 
1984 erstellte Prototyp eines konsolidierten Jahresabschlusses für den 
U.S.-Bun~ sowie der von den Europäischen Gemeinschaften alljährlich 
erstellte "Finanzbericht"s. 

Der im Anhang abgedruckte, aus einem Jahresabschluß (Jahresab-
schlußrechnungen und Erläuterungsbericht) und einem Lagebericht be-
stehende Prototyp der Rechnungslegung für das Land Nordrhein-West-
falen bildet die Grundlage der vorliegenden Arbeit. Ziel dieser Arbeit ist 

3 Vgl. Office of the Auditor General of CanadajU.S. General Accounting Office 

(1986). 

4 Vgl. z.B. U.S. Department of the Treasury (1988). 

S Vgl. z.B. Europäische Gemeinschaften (1988). 
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